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Einleitung 

Die Zahl der von Armut bedrohten ab 65-Jährigen wächst seit Jahren 
kontinuierlich. Zu erwarten ist ein weiterer Anstieg des Altersarmuts-
risikos, besonders in den ostdeutschen Bundesländern, innerhalb der 
nächsten zehn Jahre. Frauen, Alleinstehende, Geringqualifizierte und 
Menschen mit Migrationshintergrund sind besonders häufig von Al-
tersarmut bedroht. Das zeigt eine Studie der Ruhr-Universität Bochum 
in Kooperation mit IT.NRW im Auftrag der Bertelsmann Stiftung. 

Die Zunahme des Armutsrisikos und die vielfältigen Benachteiligungen 
armer Menschen stellen die Politik von Bund, Ländern und Kommunen 
vor große Herausforderungen. Den Kommunen kommt dabei eine be-
deutende Rolle zu: Sie sind zunehmend mit den Folgen von Altersar-

mut konfrontiert und haben zugleich Möglichkeiten, die Lebens-
situation armutsgefährdeter älterer Menschen zu verbessern. 
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Altersarmut in Deutschland – regionale 

Verteilung und Erklärungsansätze

rung ist. Als armutsgefährdet gelten gemäß der 
Definition der Europäischen Union Menschen, 
die in einem Land mit weniger als 60 Prozent des 
mittleren bedarfsgewichteten Einkommens (Me-
dian) der Bevölkerung in Privathaushalten aus-
kommen müssen. Nach den Ergebnissen des 
Mikrozensus galten im Jahr 2013 Einpersonen-
haushalte mit einem monatlichen Einkommen 
von weniger als 892 Euro als armutsgefährdet. 

Im Jahr 2013 erhielten auf Bundesebene nur 3,0 Pro-
zent der Bevölkerung ab 65 Jahren die Grundsiche-
rung, während die Armutsgefährdungsquote bezo-
gen auf die Einkommensverteilung bei 14,3 Prozent 
lag. Die Unterschiede resultieren zum einen auf un-
terschiedlichen Grenzwerten, zum anderen werden 
nur bei der Grundsicherung Vermögenswerte ange-
rechnet und die (angemessenen) Kosten für Unter-
kunft und Heizung übernommen. So liegt die relative 
Armutsrisikogrenze zumeist höher und wird schneller 
unterschritten, sie kann aber, je nach Höhe der Kos-
ten für Unterkunft und Heizung, auch unter dem Be-
darfsniveau der Grundsicherung liegen. 

Grundsicherung im Alter

Die Grundsicherung ist eine Sozialleistung, die das so-
ziokulturelle Existenzminimum für ältere Menschen ab-
sichern soll. Die Zahl der Rentnerinnen und Rentner, die 
Grundsicherung im Alter nach SGB XII erhalten, ist in 
den letzten Jahren in Deutschland stark gestiegen. Seit 
dem Einführungsjahr 2003 bis zum Jahr 2013 hat sich 
die Zahl der Empfänger von Grundsicherung im Alter 
nahezu verdoppelt: von 257.734 auf 499.295. Die Leis-
tungsempfängerquote nach SGB XII stieg in diesem 
Zeitraum von 1,7 auf 3,0 Prozent. Hier wird zusätz-
lich von einer relativ hohen Dunkelziffer ausgegangen, 
denn es gibt Hinweise, dass nicht alle älteren Menschen 
ihren Anspruch auf Grundsicherung tatsächlich wahr-
nehmen, etwa aufgrund von Informationsdefiziten oder 
Stigmatisierungsängsten. 

Ausgangslage

Kinder und Jugendliche, Arbeitslose, Menschen mit Mi-
grationshintergrund, Alleinerziehende und Paare mit 
mehreren Kindern sind in Deutschland in besonders 
hohem Maße von Armut bedroht. In den letzten Jahren 
war jedoch ein kontinuierlicher Anstieg der Armutsge-
fährdungsquoten bei älteren Menschen zu verzeichnen. 
Wer arm ist, verliert in vielerlei Hinsicht an Lebensqua-
lität: Menschen, die von Armut betroffen oder bedroht 
sind, sind häufiger krank, nehmen weniger am gesell-
schaftlichen Leben teil und haben eine geringere Le-
benserwartung als Menschen aus wohlhabenden Haus-
halten. Für ältere Menschen ist es besonders schwierig, 
aus einer Armutslage herauszukommen. Sie haben we-
nige Möglichkeiten, ihr Einkommen aufzubessern, und 
können so kaum noch am sozialen und gesellschaftli-
chen Leben teilhaben. 

Methodische Herausforderungen

Die Studie „Altersarmut in Deutschland – Regio-
nale Verteilung und Erklärungsansätze“ misst und 
untersucht Altersarmut anhand von zwei gängigen 
Indikatoren:

• �der Inanspruchnahme der Grundsicherung im 
Alter. Die Grundsicherung im Alter und bei Er-
werbsminderung (§ 41 SGB XII) ist eine seit dem 
1. Januar 2003 bestehende bedürftigkeitsorien-
tierte Sozialleistung zur Sicherstellung des not-
wendigen Lebensunterhalts. Kosten für die Unter-
kunft, Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge 
sowie Vorsorgebeiträge werden berücksichtigt. 
Die anerkannten Kosten der Unterkunft variie-
ren stark zwischen Bundesländern und Regionen. 

• �der relativen Einkommensarmut im Alter. Die Ar-
mutsgefährdungsquote gibt an, wie hoch der 
Anteil der Personen mit einem Einkommen un-
terhalb der Armutsrisikoschwelle an der Bevölke-
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den-Württemberg (20,6 %) und Berlin (21,7 %) ist dies 
etwas seltener der Fall.

Einpersonenhaushalte tragen mit einem Anteil von 
21,1 Prozent ebenfalls ein überdurchschnittliches Al-
tersarmutsrisiko. Besonders ausgeprägt ist dies im Saar-
land (25,7 %), in Rheinland-Pfalz (25,6 %) und in Nie-
dersachsen (24,1 %). Eher niedrige Risiken finden sich 
in den Einpersonenhaushalten Hamburgs (14,3 %), 
Schleswig-Holsteins (16,5 %) und Berlins (17,6 %).

Frauen ab 65 Jahren sind mit einem Anteil von bundes-
weit 16,2 Prozent häufiger armutsgefährdet als Männer 
mit 12,0 Prozent. Im Saarland (22,0 %), in Rheinland-
Pfalz (20,6 %) und in Bayern (19,3%) ist jede fünfte 
Frau betroffen. In Berlin und Hamburg (jeweils 12,0 %) 
sowie in Sachsen (12,9 %) weisen Frauen die niedrigs-
ten Gefährdungsquoten auf.

Welche Bundesländer sind besonders betroffen 
und warum?

Differenziert nach Bundesländern lassen sich deutliche 
Unterschiede in der Armutsgefährdung der ab 65-Jäh-
rigen erkennen (Abbildung 2). Gemessen am Bundes-
median zeigen sich für die ostdeutschen Bundesländer 
sowie für Berlin (11,0 %) und Hamburg (11,7 %) nied-

Relative Einkommensarmut im Alter

Die Armutsgefährdungsquote ist ein Maß für die Vertei-
lung der Einkommen in der Bevölkerung. Sie ist abhängig 
vom allgemeinen Wohlstandsniveau in einer Gesellschaft. 

Im Vergleich zu den Quoten der Inanspruchnahme von 
Grundsicherung im Alter nach SGB XII sind die Armuts-
gefährdungsquoten (hier Bundesmedian) fast fünfmal so 
hoch. Die Armutsgefährdungsquote der ab 65-Jährigen 
stieg von 10,4 Prozent im Jahr 2006 auf 14,3 Prozent im 
Jahr 2013. Damit liegt sie nur knapp unter der für die Ge-
samtbevölkerung in privaten Haushalten hierzulande er-
mittelten Armutsgefährdungsquote von 15,5 Prozent. 

Welche Gruppen sind besonders gefährdet?

Ein weit überdurchschnittliches Armutsrisiko zeigt sich 
bei Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit. 
(39,0 %) und bei Menschen mit Migrationshintergrund 
(32,0 %) (Abbildung 1).

Nahezu ein Viertel (24,9 %) der Geringqualifizierten 
trägt ein Altersarmutsrisiko. In Bremen (29,7 %), im 
Saarland (29,4 %) sowie in Rheinland-Pfalz und Bayern 
(jeweils 28,1 %) sind besonders viele Geringqualifizierte 
ab 65 Jahren armutsgefährdet. In Sachsen (19,3 %), Ba-

Quelle: Mikrozensus 2013, eigene Berechnungen.

Abbildung 1: Armutsgefährdungsquoten der ab 65-Jährigen nach Subgruppen im Jahr 2013, Bundesmedian 
                     (in Prozent)
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Die auffällig hohe Armutsgefährdungsquote der ab 65-Jährigen in 
Bayern und Rheinland-Pfalz geht vermutlich auch auf die unterdurch-
schnittlichen Einkommen bei landwirtschaftlichen Tätigkeiten zurück. 
Das geringe Einkommen in der Vergangenheit führte zu vergleichsweise 
geringeren Rentenanwartschaften als in anderen Bundesländern. Aller-
dings muss bedacht werden, dass Bayern und Rheinland-Pfalz über eine 
überdurchschnittlich hohe Wohneigentumsquote verfügen. Der Ein-

rige Armutsgefährdungsquoten für die 
ab 65-Jährigen; hohe Quoten bestehen 
im Saarland (19,2 %), in Rheinland-Pfalz 
(17,8 %) und Bayern (17,0 %). 

In den Bundesländern mit hohen Ar-
mutsgefährdungsquoten im Alter (Saar-
land, Rheinland-Pfalz und Bayern) sind 
besonders viele Frauen ab 65 Jahren be-
troffen (s. o.). Gründe hierfür sind unter 
anderem die niedrigen Beschäftigungs-
quoten von Frauen in der Vergangen-
heit. Das Saarland (17,8 %) und Rhein-
land-Pfalz (23,3 %) wiesen im Jahr 1999 
im bundesdeutschen Vergleich die nied-
rigste Frauenbeschäftigungsquote auf. 
Bayern lag mit 28,4 Prozent im Mittelfeld 
(Bundesagentur für Arbeit 2015). Zudem 
waren die berufstätigen Frauen in die-
sen Bundesländern zu einem hohen An-
teil nur geringfügig beschäftigt. Frauen 
kommen somit in diesen Ländern auf 
eine insgesamt geringere Zahl an Ar-
beits- und Versicherungsjahren und errei-
chen weniger Rentenentgeltpunkte. Die 
Folge: niedrigere Renten von Frauen und 
besonders bei alleinstehenden Frauen 
eine höhere Armutsgefährdung im Alter.

In den Bundesländern mit niedrigen Ar-
mutsgefährdungsquoten im Alter – ins-
besondere in den ostdeutschen Bun-
desländern sowie in Berlin, Hamburg, 
Baden-Württemberg und Schleswig Hol-
stein – hingegen waren die Frauen-
beschäftigungsquoten in der Vergan-
genheit überdurchschnittlich hoch. So 
fanden sich im Jahr 1999 die höchs-
ten Beschäftigungsquoten der 50- bis 
64-jährigen Frauen in Berlin mit 31,5 
Prozent, Hamburg mit 31,9 Prozent und 
Thüringen mit 31,1 Prozent. 
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Abbildung 2: Armutsgefährdungsquoten im Alter ab 65 Jahren
                     auf Bundesländerebene im Jahr 2013, Bundes- 
                     median (in Prozent)
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(8,7 %), Bayern (9,2 %) und Hessen (10,2 %). Ver-
gleichsweise hoch sind die Armutsgefährdungsquoten 
der 50- bis 64-Jährigen in Mecklenburg-Vorpommern 
(23,6 %), in Sachsen-Anhalt (21,8 %) sowie in Sachsen 
und Bremen (jeweils 19,0 %). 

Zu berücksichtigen ist, dass bei einem Vergleich mit der 
Altersgruppe der über 65-Jährigen die relative Armuts-
gefährdung der 50- bis 64-Jährigen sicherlich nur mit 
Einschränkung als naher Zukunftswert für die relative 
Armutsgefährdung der ab 65-Jährigen geeignet ist, weil 
für Letztere der gesamte Erwerbsverlauf der Personen 
im Haushaltskontext entscheidend ist.

Dennoch lässt sich anhand der Armutsgefährdung der 
50- bis 64-Jährigen ein Trend für die räumliche Vertei-
lung der künftig Armutsgefährdeten im Alter erken-
nen. Insofern ist davon auszugehen, dass sich die Situ-
ation hinsichtlich der hohen Armutsgefährdung der ab 
65-Jährigen in Bayern und Rheinland-Pfalz zukünftig 
weiter entspannen wird – und dass vor allem in weiten 
Teilen Ostdeutschlands (inklusive Berlin) sowie in Ham-
burg und Bremen mit einem deutlichen Anstieg zu rech-
nen ist (Abbildung 3).

kommensvorteil aus selbst genutztem Wohneigentum 
wird jedoch bei der Berechnung der Armutsrisikoquote 
im Mikrozensus nicht mitberücksichtigt. 

Die hohen Armutsgefährdungsquoten älterer Men-
schen im Saarland stehen vor allem im Zusammenhang 
mit dem seit den 1970-er Jahren stattfindenden tief 
greifenden strukturellen Wandel. Steigende Arbeitslo-
senzahlen und eine rückläufige Zahl an sozialversiche-
rungspflichtigen Beschäftigten waren die Folge (Ram-
peltshammer und Kurz 2011). 

Welche Entwicklungen sind für die Zukunft zu 
erwarten?

Um einzuschätzen, wie die Altersarmut sich tendenziell 
in Zukunft entwickeln wird, wurden für das Jahr 2013 
die Armutsgefährdungsquoten der 50- bis 64-Jährigen 
betrachtet, also der Altersgruppe, die schon bald das 
Rentenalter erreichen wird. Auch sie ist mit einem An-
teil von 13,0 Prozent nur unterdurchschnittlich vom Ar-
mutsrisiko betroffen. Doch bestehen erhebliche Unter-
schiede zwischen den Bundesländern (Abbildung 3). 
Niedrige Quoten zeigen sich in Baden-Württemberg 

Quelle: Mikrozensus 2013, eigene Berechnungen.

Abbildung 3: Armutsgefährdungsquoten der ab 65-Jährigen im Vergleich zu den 50- bis 64-Jährigen, nach 
                     Bundesländern im Jahr 2013, Bundesmedian (in Prozent)
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den neuen Bundesländern liegen hingegen auf-
grund der hohen und kontinuierlichen Erwerbsbe-
teiligung (auch der Frauen!) die Altersrenten noch 
recht hoch. Dies wird sich aber ändern, denn zuneh-
mend kommen Versicherte in den Rentenbezug, die 
in den Jahren nach der Wende von langjähriger Ar-
beitslosigkeit und durchbrochenen Versicherungs-
verläufen betroffen waren.
Niedrige Renten sind allerdings nicht mit Armut 
gleichzusetzen. Es kommt darauf an, ob es dane-
ben noch weitere Altersbezüge gibt – aus ande-
ren Systemen (Beamtenversorgung, betriebliche 
Altersversorgung, Lebensversicherungen, Versor-
gungswerke für Selbstständige) oder aus Kapital-
einkünften. Auch hier gibt es erhebliche regionale 
Unterschiede. So spielen in den neuen Ländern im 
Unterschied zu den alten Ländern zusätzliche Alters- 
einkommen keine Rolle.

Wie wird sich Altersarmut künftig entwickeln?
Es ist nur möglich, Tendenzaussagen zu treffen, da 
die zukünftige Höhe der Haushaltseinkommen äl-
terer Menschen von einer ganzen Reihe von Fakto-
ren abhängt. Unstrittig ist, dass die Umbrüche auf 
dem Arbeitsmarkt (Ausweitung von Niedriglöhnen 
und prekären Beschäftigungsverhältnissen) und die 
hohe Arbeitslosigkeit dazu geführt haben, dass viele 
der Versicherten, die in den nächsten Jahren ins 
Rentenalter kommen, nur geringe Rentenanwart-
schaften aufweisen. Auf der anderen Seite gibt es 
aber auch Entlastungen: Die Erwerbsbeteiligung der 
Frauen in den alten Bundesländern ist gestiegen (al-
lerdings im Wesentlichen auf Teilzeitbasis) und die 
Alterserwerbstätigkeit nimmt deutlich zu. Ganz ent-
scheidend für das Armutsrisiko ist aber, dass infolge 
der Rentenreformen seit 2001 das Leistungsniveau 
der Rentenversicherung gesunken ist und kontinu-
ierlich weiter absinken wird: Die Renten folgen der 
Lohnentwicklung nur noch begrenzt. Die Folge ist, 
dass immer mehr Rentenanwartschaften das Niveau 
der Grundsicherung bzw. Armutsrisikoschwelle un-
terschreiten. Der Grundgedanke der Riester-Re-

Drei Fragen an …

Prof. Dr. Gerhard Bäcker, Senior Professor 
am Institut Arbeit und Qualifikation, 
Universität Duisburg-Essen

Was sind die Ursachen von Altersarmut und 
warum bestehen regionale Unterschiede bei 
der Altersarmut?
Vom Risiko, im Alter in Einkommensarmut zu gera-
ten, ist dann zu sprechen, wenn das Haushaltsein-
kommen einen Grenzwert unterschreitet. Deshalb 
kommt es darauf an, wie hoch die Alterseinkom-
men insgesamt sind, d. h. bei Ehepaaren die Ein-
kommen beider Partner. Die weitaus größte Be-

deutung haben hierbei 
die Renten der Gesetz-
lichen Rentenversiche-
rung (Altersrenten und 
Hinterbliebenenrenten). 
Wie die Daten der Ren-
tenversicherung zei-
gen, fallen viele Renten  
recht niedrig aus, das 
gilt insbesondere für die 
Renten von Frauen in 

den alten Bundesländern. Die Ursache dafür ist ein-
fach zu erklären: Die individuelle Höhe der lohn- 
und beitragsorientierten Rente hängt nach der sog. 
Rentenformel im Wesentlichen davon ab, welchen 
Erwerbs- und Versicherungsverlauf die Arbeitneh-
merinnen aufweisen: Kurze und unterbrochene Er-
werbsverläufe, verbunden mit einem niedrigen Ein-
kommen und mit Teilzeitarbeit, führen zu niedrigen 
Renten. Die regionalen Unterschiede bei den Ren-
tenzahlungen beruhen deshalb hauptsächlich da-
rauf, wie hoch in den zurückliegenden Jahren die 
Erwerbsbeteiligung war und welches Lohnniveau 
vorgelegen hat. Es kommt dabei auf die Betrach-
tung der Vergangenheit an: Bayern z. B. war in 
den 1950er und 1960er Jahren noch überwiegend 
durch ein niedriges Lohnniveau charakterisiert. In 
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Was können Kommunen tun? 

Die Zunahme des Armutsrisikos und die vielfältigen Be-
nachteiligungen armer Menschen stellen die Politik von 
Bund, Ländern und Kommunen vor große Herausforde-
rungen. Präventive Maßnahmen müssen auf dem Ar-
beitsmarkt ansetzen: beispielsweise durch die Erhöhung 
der Erwerbsbeteiligung, insbesondere von Frauen, den 
Abbau von Arbeitslosigkeit und die Eindämmung von 
Niedriglöhnen und versicherungsfreier Beschäftigung. 
Der Bund ist gefragt, für eine konsequente Umsetzung 
des Mindestlohns zu sorgen und Rentenreformen auf 
den Weg zu bringen, um eine weitere Senkungen des 
Rentenniveaus zu vermeiden. 

Kommunen sind immer stärker mit den Folgen von Al-
tersarmut konfrontiert und haben verschiedene Mög-
lichkeiten, die Lebenssituation armutsgefährdeter äl-
terer Menschen vor Ort zu verbessern. So sorgt eine 
differenzierte kommunale Sozial- und Seniorenpolitik 
für verstärkte Beratungs- und Unterstützungsangebote 
für ältere Menschen, die von Armut betroffen oder be-
droht sind. Ein wichtiger Schritt ist auch eine Städtebau-
politik, die sozialer Segregation entgegenwirkt und für 
soziale Durchmischung in den Quartieren sorgt, um der 
Verfestigung von Armut entgegenzuwirken. Besonders 
in Großstädten ist seniorengerechter und bezahlbarer 
Wohnraum notwendig. Eine gute gesundheitliche Ver-
sorgung und Möglichkeiten zur gesellschaftlichen Teil-
habe müssen vor Ort bedarfsgerecht gestaltet werden 
und können dazu beitragen, Altersarmut vorzubeu-
gen bzw. die negativen Folgen von Altersarmut zu re-
duzieren. 

Im Internetportal „Wegweiser Kommune“ der Ber-
telsmann Stiftung finden sich zum Thema Altersarmut 
unter dem folgenden Link konkrete Handlungsempfeh-
lungen für Kommunen.
„Wie können Kommunen Altersarmut vorbeugen und 
mit den Folgen von Altersarmut umgehen?“ 

form, das sinkende Versorgungsniveau durch den 
Ausbau der betrieblichen und privaten Altersvor-
sorge auszugleichen, hat sich als nicht tragfähig er-
wiesen: Gerade die Versicherten mit niedrigen Ren-
tenanwartschaften haben – trotz der staatlichen 
Förderung – am seltensten Ansprüche auf Leistun-
gen der betrieblichen oder privaten Vorsorge. 

Was sollte bereits heute präventiv getan wer-
den, damit Altersarmut künftig nicht zu einem 
sozialen Problem wird? 
Bei einem lohn- und beitragsbezogenen Alterssi-
cherungssystem müssen präventive Maßnahmen 
auf dem Arbeitsmarkt ansetzen: Erhöhung der 
(durchgängigen) Erwerbsbeteiligung, Abbau von 
Arbeitslosigkeit (insbesondere Langzeitarbeitslosig-
keit), Eindämmung von Niedriglöhnen und versi-
cherungsfreier Minijob-Beschäftigung, Ausweitung 
von Vollzeitarbeit bzw. vollzeitnaher Teilzeitarbeit 
– so lauten die Stichworte. Außerdem müssten die 
sogenannten „neuen“ Selbstständigen (Ein-Perso-
nen-Unternehmen), deren Zahl im Zuge der digitali-
sierten Arbeitswelt zunehmen wird, rentenrechtlich 
abgesichert werden. Die Kommunen können zur 
Verbesserung der Arbeitsmarktlage und zur Erhö-
hung der Erwerbsbeteiligung von Frauen (so durch 
den weiteren Ausbau der Kindertagesbetreuung) 
beitragen. Die Handlungsmöglichkeiten der Kom-
munen sind dabei abhängig von der regionalen 
und sektoralen Strukturpolitik. Zu berücksichtigen 
bleibt dabei, dass die individuelle Rentenhöhe das 
Ergebnis eines langjährigen Versicherungsverlaufs 
ist. Aktuelle Maßnahmen werden deshalb erst sehr 
spät wirksam. Deswegen sind zugleich kurzfristig 
wirkende Rentenreformen unabdingbar. Zentrale 
Schritte sind hier: Vermeidung eines weiter absin-
kenden Rentenniveaus, bessere Bewertung von Zei-
ten der Arbeitslosigkeit und Höherbewertung von 
Niedrigeinkommen.  

https://www.wegweiser-kommune.de/documents/10184/28627/Pr%C3%A4vention+zur+Altersarmut/7b73ec88-5324-463b-ab8c-325420a099c4?version=1.0


8

wegweiser-kommune.de | Ausgabe 4 | 2015

Ausblick 

Analysen & Konzepte, Ausgabe 5 | 2015

Poolfinanzierung kommunaler Prävention: 
Gemeinsame Finanzierung, zentrale Planung 
und Koordination präventiver Maßnahmen 
Die Organisation präventiver Hilfen für Kinder und Ju-
gendliche und deren Familien ist stark an den Rechtskrei-
sen des SGB orientiert. Das Leistungsangebot orientiert 
sich dadurch oft stärker an Zuständigkeiten der Leis-
tungsträger als an den tatsächlichen Bedarfen von jun-
gen Menschen und deren Familien. Deren Bedarfe sind 
meist dringlich – die Prüfung von Verantwortlichkeiten 
und Verwaltungszuständigkeiten dagegen häufig lang-
wierig. Die Etablierung eines kommunalen „Präventi-
onstopfs“ kann ein sinnvoller Baustein in der Organisa-
tion einer kind- bzw. familienbezogenen Hilfe sein, mit 
dem Ziel, eine bessere Passung zwischen Bedarfen und 
rechtlicher Subsumtion zu erreichen. Ein solcher „kom-
munaler Präventionstopf“ bündelt Finanzmittel aus un-
terschiedlichen präventionsrelevanten Zuständigkeits-
bereichen (Jugend, Gesundheit, Bildung, Sport …). Der 
kommende Policy Brief diskutiert, unter welchen Be-
dingungen eine solche kooperative Finanzierung in der 
Kommune möglich ist und wie sie organisiert werden 
kann. Er legt darüber hinaus dar, inwieweit ggf. auch 
Mittel von Jobcentern, Krankenkassen, Stiftungen etc. in 
einen solchen Topf fließen könnten. Das Ziel ist hieraus 
im Bedarfsfall möglichst unbürokratisch Hilfen für junge 
Menschen und deren Familien finanzieren zu können. 
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Mission

„Analysen und Konzepte“ ist eine Publikationsreihe aus 
dem Programm „LebensWerte Kommune“. Es widmet 
sich den drei großen gesellschaftlichen Herausforde-
rungen auf kommunaler Ebene: dem demographischen 
Wandel in seinen Ausprägungen und Auswirkungen auf 
alle Politikfelder, der zunehmenden sozialen Spaltung, 
insbesondere bei Kindern und Jugendlichen, sowie der 
Haushaltskrise, die sich regional vertieft und kommu-
nales Agieren behindert. „Analysen und Konzepte“ soll 
Ergebnisse der Stiftungsarbeit zu diesen Themen pra-
xisgerecht vermitteln und den Entscheidungsträgern re-
levante Informationen zur Verfügung stellen.

Die Bertelsmann Stiftung engagiert sich in der Tradition 
ihres Gründers Reinhard Mohn für das Gemeinwohl. Sie 
versteht sich als Förderin des gesellschaftlichen Wan-
dels und unterstützt das Ziel einer zukunftsfähigen 
Gesellschaft. Die Bertelsmann Stiftung tritt ein für die 
Stärkung kommunaler Selbstverwaltung, da auf kom-
munaler Ebene gesellschaftlichen Herausforderungen 
am wirkungsvollsten begegnet werden kann. Die Stif-
tung ist unabhängig und parteipolitisch neutral.
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